
II. Allgemeines und Organisation

V o r s c h l ä g e  e x t e r n e r  G u t a c h t e r  u n d  U m s e t z u n g  4
d e r  K a b i n e t t s b e s c h l ü s s e  z u r  P e r s o n a l e i n s p a r u n g

In den Jahren 1997 bis 2002 sind auf Grund von zwei Stel-
lenabbauprogrammen insgesamt 6 721 Stellen einzusparen.
Bis Ende 1999 sind 2 635,5 Stellen abgebaut worden. Die
beiden Stellenabbauprogramme sollten weiterhin ohne Ab-
striche konsequent umgesetzt werden.

Im Hinblick auf die hohen Personalausgaben im Landes-
haushalt und die eintretende Erhöhung der Versorgungs-
ausgaben werden auch über das Jahr 2002 hinaus weitere
Stelleneinsparungen unumgänglich sein.

1  Vorbemerkung

In den Jahren 1993 bis 1996 war trotz eines Stelleneinsparprogramms ein effektiver
Zuwachs von 2 047 Stellen zu verzeichnen (Denkschrift 1997 Nr. 5). Der Einsparung
von 3 022 Stellen stand ein Zugang von 5 069 Neustellen gegenüber. Für die Jahre
1997 bis 2002 hat der Ministerrat zwei weitere Stellenabbauprogramme beschlossen.

2  Stellenabbauprogramme

2.1  „4000-Stellen-Abbauprogramm“

Der Ministerrat hat am 08.11.1993 zur dauerhaften Rückführung der Personalausga-
benquote unter 40 % beschlossen, dass mittelfristig (1997 bis 2002) weitere
4 000 Stellen (rd. 2 % des damaligen Bestandes von 204 479 Stellen - ohne Anwärter)
einzusparen sind. Hierbei sollen auch bisher vom Stellenabbau ausgenommene sog.
Schwerpunktbereiche (167 032 Stellen) einbezogen werden. Die sog. Nichtschwer-
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punktbereiche (37 000 Stellen, das sind 18 %) hatten in den Jahren 1993 bis 1996 die
Einsparlast zu tragen und eine Einsparquote von 8,2 % erbracht.

Die einzusparenden 4 000 Stellen sollen grundsätzlich aus allen Bereichen der Landes-
verwaltung erbracht werden. Der Stellenabbau soll von einem gezielten Aufgabenabbau
in entsprechendem Umfang begleitet werden. Um Vorschläge hierfür zu erhalten, hat die
Landesregierung auch externe Gutachter mit der Durchführung von Organisations- und
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in verschiedenen Verwaltungsbereichen beauftragt.

Für die Schwerpunktbereiche Lehrer mit 82 232,5 Stellen (40 % der Personalstellen),
Polizei mit 29 715,5 Stellen und Hochschulen mit 23 252,5 Stellen wurden wegen der
besonderen zu erwartenden Herausforderungen an diese Bereiche, wie steigender
Schülerzahlen, Verbesserung der inneren Sicherheit und hochschulpolitischer Anstren-
gungen des Landes, keine konkreten Einsparziele vorgegeben; für diese Bereiche wur-
de aber eine Optimierung des Einsatzes der verfügbaren personellen Ressourcen er-
wartet. Die Universitäten müssen im Rahmen des sog. Solidarpakts bis zum Jahr 2006
1 500 Stellen einsparen.

Mit Beschluss vom 17.07.1995 hat der Ministerrat die Eckpunkte für die Einsparung der
4 000 Stellen festgelegt. Danach sollen in den Nichtschwerpunktbereichen 8 bis 12 %
der Stellen (insgesamt 2 496 Stellen) eingespart werden. Mehrere bisher vom Stellen-
abbau ausgenommene Schwerpunktbereiche (Steuerverwaltung einschließlich der O-
berfinanzdirektionen, Justizvollzug, Staatsanwaltschaften und Gerichtsbarkeit) sollen mit
rd. 4 % = 1 197 Stellen am Stellenabbau beteiligt werden. Für die nicht von Gutachtern
untersuchten Bereiche einschließlich der Ministerien wurde als Solidarbeitrag eine Ein-
sparquote von 4 % vorgegeben; hierdurch können zusätzlich 429 Stellen abgebaut wer-
den. Insgesamt können somit 4 122 Stellen eingespart werden. Dazu sind zum Aus-
gleich von Stellenzugängen in den Jahren 1995/1996 (119 Stellen) und 1999 (160 Stel-
len) weitere 279 Stellen zu streichen. Betroffen davon sind der Epl. 05 mit 6 Stellen, der
Epl. 14 mit 83 Stellen und alle anderen Einzelpläne mit 190 Stellen. Von den danach
insgesamt einzusparenden 4 401 Stellen können zur Sicherstellung der Einstellungskor-
ridore bei entsprechend nachzuweisendem Bedarf in den Jahren 2000 und 2001 bis zu
je 30 Stellen nach Entscheidung der Landesregierung verwendet werden. Von den 1997
bis 2002 zu streichenden Stellen können im Epl. 08 aus der Landesforstverwaltung bis
zu 250 und im Epl. 10 aus der Straßenbauverwaltung bis zu 50 Stellenstreichungen
durch eine auf Dauer zu gewährleistende Einsparung von Sachmitteln ersetzt werden.
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2.2  „2320-Stellen-Abbauprogramm“

Die Landesregierung hat am 12.01.1998 beschlossen, dass zur weiteren Begrenzung
der Personalkosten von 1998 bis 2002 zusätzlich zu dem 4 000-Stellen-
Abbauprogramm 2 320 Stellen einzusparen sind; davon 2 120 Stellen in den Verwaltun-
gen und 200 Stellen bei den Ministerien, beim Landtag und beim RH.

2.3  Stellenabbau insgesamt

Durch die beiden Abbauprogramme (4 401 + 2 320) mit insgesamt 6 721 zu streichen-
den Stellen soll neben der Kompensation von neuen Stellen insbesondere für Lehrer bis
zum Jahr 2002 erstmals im Gesamtergebnis ein Stellenabbau von annähernd 3 000
Stellen erreicht werden.

3  Stellenabbau auf der Grundlage von externen Gutachten

Der RH hat überprüft, welche Vorschläge die externen Gutachter zur Personaleinspa-
rung gemacht haben, inwieweit diese bisher von der Landesregierung umgesetzt wor-
den sind und ob die in den Jahren 1997 bis 1999 einzusparenden Stellen auch wegge-
fallen sind.

In der Übersicht 1 sind die von den externen Gutachtern untersuchten Bereiche, die von
ihnen für möglich gehaltenen Stelleneinsparungen, der vom Ministerrat vorgegebene
Stellenabbau und die Stelleneinsparungen in den Jahren 1997 bis 1999 dargestellt.
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Übersicht 1
Stellenabbau auf der Grundlage der externen Gutachten

Epl. Bereich
Vorschlag
Gutachter

Vorgaben
Ministerrat

Soll
1997 - 2002

Stellenab-
bau
Ist

1997 - 1999

Rest-
Einsparungs-

Soll

03 Polizei (Grundlage: AG-Präsenz) keine keine keine -

04 Schulverwaltung rd. 83 83 55,5 27,5

05 Justizvollzugsanstalten rd. 143 107 49,5 57,5

05 Staatsanwaltschaften 64 bis 80 58 1) 1)

06 Hochbau- und Liegenschaftsverwaltung 8692) 3623) 235,0 127,0

06 Steuerverwaltung 450 bis 550 632 364,5 267,5

07 Vermessungsverwaltung 525 bis 1 027 3844) 220,0 164,0

07 Denkmalschutzverwaltung 27 bis 62 keine 2,0 -

08 Forschungs- u. Versuchsanstalten 92 925) 30,0 25,05)

08 Flurneuordnung und Landentwicklung 150 bis 269 185 85,0 100,0

08 Landwirtschaftl. Bezirksverwaltung 28 bis 34 135 69,0 66,0

10 Naturschutzverwaltung 57 keine keine -

13 Straßenbauverwaltung 854 bis 1 491 270 161,0 109,0

Gesamt 3 342 bis 4 757 2 308 1 271,5 -

1 Die von den Staatsanwaltschaften erbrachten Einsparungen konnten wegen fehlender Zuordnung der
bei Kap. 0503 (Sammelkapitel) insgesamt eingesparten 208,5 Stellen nicht ermittelt werden.
2 Von den Einsparvorschlägen sind rd. 230 Stellen (Vergabe der Bauunterhaltung) und rd. 200 Stellen
(Verlagerung Gebäudemanagement) aus wirtschaftlichen Gründen nicht vollzogen worden; die Zahl der
realisierbaren Einsparpotenziale ist daher auf 440 Stellen zu reduzieren.
3 Nach Mitteilung des FM werden bis zum Jahr 2002  696 Stellen abgebaut werden.
4 Nach der Stellungnahme des WM sind auf Grund der Gutachten keine weiteren Einsparpotenziale
vorhanden.
5 Nach einer Äußerung des MLR sind in den Jahren 1995/1996 vorweg 37 Stellen abgebaut worden.

Danach sind bei den begutachteten Bereichen zur Mitte des für den Stellenabbau vor-
gesehenen Zeitraums bereits mehr als 50 % der zu streichenden Stellen weggefallen.
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4  Vollzug der Stelleneinsparprogramme

4.1  Einsparauflagen

Für den Vollzug des „4000-Stellenabbauprogramms“ von 1997 bis 2002 wurde für die
Jahre 1997 bis 2001 in den jeweiligen Staatshaushaltsgesetzen festgelegt, wie viele
Stellen in den jeweiligen Einzelplänen jährlich in Abgang zu stellen sind. Die Verteilung
der in Vollzug des „2320-Stellenabbauprogramms“ von 1998 bis 2002 einzusparenden
Stellen auf die Ressorts richtet sich nach einem Beschluss der Landesregierung vom
12.01.1998. Die näheren Einzelheiten für den Stellenabbau in den Jahren 1998 bis 2001
in den Einzelplänen wurden in den jeweiligen Staatshaushaltsgesetzen festgelegt. Die
weiteren Festlegungen für den restlichen Stellenabbau werden im Staatshaushaltsge-
setz für die Jahre 2002/2003 getroffen.

4.2  Stelleneinsparungen in den Jahren 1997 bis 1999

Der in den Jahren 1997 bis 1999 insgesamt durchgeführte Stellenabbau ist in der Über-
sicht 2 dargestellt.

Übersicht 2
Stelleneinsparungen in den Jahren 1997 bis 1999

Einsparauflagen (Soll) Einsparungen (Ist)
davon davonJahr insges.

4000er
Progr.

2320er
Progr.

insges.
originäre
Stellen

Betriebe Sach-
mittel

Soll/Ist1)

1997 706 706 699,5 576,0 79,5 44 - 6,5

1998 1 063 713 350 1 010,0 916,0 22,0 72 - 53,0

1999 969 719 250 926,0 827,5 25,5 73 - 43,0

Summe 2 738 2 138 600 2 635,5 2 319,5 127,0 189 - 102,5

1 Das FM hat in seiner Stellungnahme vom 13.09.1999 zu dem Antrag der CDU-Fraktion
- DS 12/4256 - 109,5 Stellen ausgewiesen.

Dem Einsparungs-Soll von 2 738 Stellen stehen Einsparungen von 2 635,5 Stellen ge-
genüber. Von den Stelleneinsparungen entfallen 2 319,5 auf originäre Stellen, 127 auf
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Betriebe (zusammen 2 446,5 Stellen) und 189 auf Sachmittelstellen. Von den Einspar-
auflagen für die Jahre 1997 bis 1999 sind noch 102,5 Stellen abzubauen. In den Jahren
2000 bis 2002 müssen aus den beiden Stellenabbauprogrammen mit insgesamt 6 721
Stellen noch 4 085,5 Stellen abgebaut werden.

4.3  Stelleneinsparungen nach Laufbahngruppen

In der Übersicht 3 ist dargestellt, wie sich die weggefallenen 2 446,5 Stellen - ohne
Sachmittelstellen - auf die einzelnen Laufbahngruppen verteilen. Hierbei wurden die
Stellen für Angestellte und Arbeiter den jeweils vergleichbaren Laufbahngruppen zuge-
ordnet.

Übersicht 3
Stellenabbau nach Laufbahngruppen

Jahr

1997 1998 1999 Gesamt
Laufbahngruppe

Zahl % Zahl % Zahl % Zahl %

höherer Dienst 40,0 6,1 113,0 12,1 115,0 13,5 268,0 10,9

gehobener Dienst 69,5 10,6 124,0 13,2 88,0 10,3 281,5 11,5

mittlerer Dienst 420,5 64,2 550,0 58,6 533,0 62,5 1 503,5 61,5

einfacher Dienst 125,5 19,1 151,0 16,1 117,0 13,7 393,5 16,1

Gesamt 655,5 100,0 938,0 100,0 853,0 100,0 2 446,5 100,0

Die Übersicht zeigt, dass 61,5 % der eingesparten 2 446,5 Stellen auf den mittleren
Dienst entfallen; danach folgen der einfache Dienst mit 16,1 %, der gehobene Dienst mit
11,5 % und der höhere Dienst mit 10,9 %. Der Stellenabbau wurde somit überproportio-
nal beim einfachen und mittleren Dienst vollzogen. Soweit der Stellenabbau auf Gut-
achten zur Verwaltungsreform zurückzuführen ist, haben die Gutachter in vielen Fällen
eine Rationalisierung des Arbeitsablaufs einschließlich einer Änderung der Ablauforga-
nisation vorgeschlagen. Von den Rationalisierungsmaßnahmen waren vorrangig Mitar-
beiter im Schreib-, Boten- und Registraturdienst betroffen.
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5  Statusbezogener Stellenabbau

Die Aufteilung der 2 446,5 eingesparten Stellen - ohne Sachmittelstellen - auf Beamte,
Richter, Angestellte und Arbeiter (statusbezogen) ist in der Übersicht 4 dargestellt.

Übersicht 4
Statusbezogener Stellenabbau in den Jahren 1997 bis 1999

Jahr

1997 1998 1999 Gesamt
Status

Stellen % Stellen % Stellen % Stellen %

Beamte u. Richter 136,0 20,8 234,0 24,9 168,5 19,8 538,5 22,1

Angestellte 416,5 63,5 583,0 62,2 577,0 67,6 1 576,5 64,4

Arbeiter 103,0 15,7 121,0 12,9 107,5 12,6 331,5 13,5

Summe 655,5 100,0 938,0 100,0 853,0 100,0 2 446,5 100,0

Danach entfallen 1 576,5 Stellen (64,4 %) auf Angestellte, 538,5 Stellen (22,1 %) auf
Beamte und Richter und 331,5 Stellen (13,5 %) auf Arbeiter.

6  Einsparung von Personalausgaben durch den Stellenabbau

Nach den Vorgaben in den Staatshaushaltsgesetzen sind die wegfallenden Stellen im
Jahr des Wegfalls jeweils ab 01. Januar gesperrt und dürfen nicht mehr besetzt sein;
dadurch wird jeweils ein volles Jahresgehalt eingespart.

In den jeweiligen Staatshaushaltsgesetzen ist festgelegt, dass für jede zu wenig gestri-
chene Stelle jährlich Sachmittel in Höhe von 80 000 DM einzusparen sind. Das FM hat
in den vergangenen Jahren bei der Veranschlagung der globalen Minderausgaben für
die jährlich wegfallenden Stellen teilweise geringere Beträge zu Grunde gelegt. Im Dop-
pelhaushalt 2000/2001 hat das FM für jede wegfallende Stelle 80 000 DM berücksich-
tigt. Nach der Stellungnahme des FM erfolge die Veranschlagung der Globalen Minder-
ausgaben auf Grund der Gegebenheiten bei der jeweiligen Planaufstellung. Eine vor-
sichtige Veranschlagung sei in diesem Fall auf Grund der Unwägbarkeiten geboten.
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Der RH hat die eingesparten Haushaltsmittel für die in den Jahren 1997 bis 1999 gestri-
chenen Stellen nach den Richtsätzen für die Veranschlagung der Dienstbezüge ermit-
telt; er hat für jede zu wenig gestrichene Stelle und für die aus Sachmitteln finanzierten
Stellen jeweils 80 000 DM zu Grunde gelegt. Außerdem hat der RH für den genannten
Zeitraum alternativ die Minderausgaben für Personalausgaben auf der Basis von
80 000 DM je weggefallene Stelle berechnet.

Die unterschiedlichen finanziellen Auswirkungen dieser Vorgehensweise sind in der Ü-
bersicht 5 zusammenfassend dargestellt.

Übersicht 5
Einsparbeträge durch Kumulation der jeweiligen Jahresbeträge

MinderausgabenVeranschlagung

FM nach Wertigkeit
der Stellen

bei Ansatz von
80 000 DM je Stelle

Jahre

in Mio. DM

1997 - 1999 111,4 147,3 169,5

1998 - 1999 166,0 144,4 170,0

1999 71,5 71,1 77,5

1997 - 1999 - 13,51) -

Summe 348,9 376,3 417,0

1 Für die 102,5 zu wenig gestrichenen Stellen wurden je Stelle 80 000 DM zu Grunde gelegt.

Nach der Übersicht übersteigen die sich nach der Wertigkeit der gestrichenen Stellen
ergebenden Minderausgaben (376,3 Mio. DM) die veranschlagten Globalbeträge
(348,9 Mio. DM) um 27,6 Mio. DM, obwohl die geringer dotierten Stellen des einfachen
und des mittleren Dienstes am stärksten zum Stellenabbau beigetragen haben (vgl.
auch Übersicht 3). Die bei Zugrundelegung von 80 000 DM je wegfallende Stelle er-
rechneten Minderausgaben (417 Mio. DM) übersteigen um rd. 68 Mio. DM die veran-
schlagten Beträge. Danach könnten bei einer ausgewogeneren Verteilung der Stellen-
einsparungen auf die vier Laufbahngruppen die Personalausgaben weiter gesenkt wer-
den.
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7  Stelleneinsparungen in den Ministerien, beim Landtag und Rechnungshof

Nach dem Beschluss der Landesregierung vom 12.01.1998 sind die Ministerien ver-
stärkt in den Stellenabbau einzubeziehen. Neben dem 4 %igen Stellenabbau im Rah-
men des „4000-Stellenabbauprogramms“ mit 150 Stellen sind bei den Ministerien (beim
Landtag und RH auf freiwilliger Basis) im „2320-Stellenabbauprogramm“ weitere 200
Stellen, also insgesamt 350 Stellen zu streichen. Übersicht 6 zeigt die Stelleneinsparun-
gen in den Jahren 1997 bis 1999.

Übersicht 6

Stelleneinsparungen in den Ministerien, beim Landtag und Rechnungshof
einschließlich Rechnungsprüfungsämter

Kapitel

0101 0201 0301 0401 0501 0601 0701 0801 0901 1001 1101
1103

1401 Summe

Einsparauflage 18 18,0 44,0 30 17 34 35,0 34 32 46 14 28 350,0

Einsparungen
1997 - 1999

3 3,5 14,5 7 5 9 15,5 10 14 14 7 4 106,5

noch einzusparen 15 14,5 29,5 23 12 25 19,5 24 18 32 7 24 243,5

Danach sind von 1997 bis 1999 erst 106,5 Stellen weggefallen. Das sind rd. 30 % der
insgesamt bis 2002 zu streichenden 350 Stellen.

8  Zusammenfassung

8.1  Umsetzung der Gutachtervorschläge

Der Ministerrat hat gegenüber den Gutachtervorschlägen für einzelne Verwaltungen ge-
ringere Stelleneinsparungen beschlossen. Für die Bereiche Polizei, Denkmalschutzver-
waltung und Naturschutzverwaltung hat er keine konkreten Vorgaben gemacht.
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8.2  Umsetzung der Stellenabbauprogramme in den Jahren 1997 bis 1999

8.2.1  Der von der Landesregierung für die Jahre 1997 bis 1999 vorgegebene Abbau
von 2 738 Stellen wurde um 102,5 Stellen nicht erreicht. Nach den Ausführungen des
FM in DS 12/4256 konnten im Geschäftsbereich des IM (bei der Polizei) und des JuM
(bei den Justizvollzugsanstalten) die Einsparauflagen aus dem 2320er Programm in
1999 noch nicht voll erfüllt werden, weil die erforderlichen Personal-
Umsetzungsmaßnahmen aus der Versorgungsverwaltung und der ehemaligen Flücht-
lingsverwaltung noch im Gange seien. Zum Ausgleich werde die entsprechende Zahl
von Stellen nicht besetzt. Das MWK erbringe den finanziellen Ausgleich für die bisher
noch nicht erfüllten Einsparauflagen (43,5 Stellen) durch eine globale Kürzung der
Sachmittel (insgesamt 3,4 Mio. DM).

Die sich nach der vollständigen Umsetzung der beiden laufenden Stellenabbaupro-
gramme im Jahr 2002 ergebende Stellenbilanz ist in der Übersicht 7 dargestellt.

Übersicht 7
Gesamtbilanz nach Umsetzung der Stellenabbauprogramme

Stellenzugänge Stellen Summe

in den Jahren 1993 bis 1996 (s. Denkschrift 1997) 5 069,0
in den Jahren 1998 und 1999 (jeweils 400 Stellen für Lehrer) 800,0
im Nachtrag 1999 (verschiedene Bereiche) 156,0
im Jahr 2000 (für Lehrer) 800,0 6 825,0

Stelleneinsparungen

in den Jahren 1993 bis 1996 3 022,0
in den Jahren 1997 bis 1999 2 635,5
in den Jahren 2000 bis 2002 4 085,5 9 743,0
Netto-Stellenabbau bis zum Jahr 2002 2 918,0

Wenn es der Landesregierung gelingt, neue Personalstellen nur im Wege eines kosten-
neutralen Ausgleichs zuzulassen, kann sie bei einer Umsetzung der Stellenabbaupro-
gramme bis Ende 2002 erstmals einen Netto-Stellenabbau von annähernd 3000 Stellen
erreichen.
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8.2.2  Die Ministerien haben nach der Hälfte des Einsparzeitraumes von den bis Ende
2002 zu streichenden 350 Stellen erst 106,5 Stellen erbracht. Es wird daher großer An-
strengungen bedürfen, um bis Ende 2002 den Abbau der restlichen 243,5 Stellen zu
erreichen.

8.3  Status und Wertigkeit der eingesparten Stellen

Der mittlere Dienst hat von den 2 446,5 eingesparten Stellen (ohne Sachmittelstellen)
mit 1 503,5 Stellen (61,5 %), davon 454,5 Schreibkraftstellen, den weitaus höchsten
Anteil erbracht. Der einfache Dienst hat mit 393,5 Stellen (davon 157 Stellen für Kraft-
fahrer), bezogen auf seinen geringen Anteil am Stellenbestand, weitaus am stärksten
zum Abbau beigetragen. Bei einer ausgewogeneren Verteilung auf die vier Laufbahn-
gruppen, könnten die Personalausgaben weiter gesenkt werden.

9  Stellungnahme des Ministeriums

Das FM hat gegen den Denkschriftbeitrag keine Einwendungen erhoben.

10  Ausblick

Ungeachtet der Umsetzung der Programme sind Zweifel angebracht, ob es wirklich zu
einer nachhaltigen Reduzierung der Personalausgaben kommen wird. So werden nach
Presseveröffentlichungen im Hinblick auf die Schülerzahlen und die schrittweise Einfüh-
rung einer Fremdsprache an Grundschulen über die im Jahr 2000 zugegangenen 800
neuen Lehrerstellen im politischen Raum weitere Neustellen gefordert. Die vollständige
Umsetzung des Besoldungsstrukturprogramms für die Polizei würde nach Unterlagen
des FM zu jährlichen Mehrkosten von über 60 Mio. DM führen.

Im Hinblick auf die schwierige Haushaltslage des Landes hält es der RH daher für un-
erlässlich, alle Möglichkeiten zur Begrenzung der Personalausgaben auszuschöpfen. An
den in den Jahren 2000 bis 2002 noch einzusparenden 4 085,5 Stellen aus den beiden
laufenden Stellenabbauprogrammen dürfen daher keine Abstriche vorgenommen wer-
den. Außerdem wird die Landesregierung nicht umhin kommen, über das Jahr 2002
hinaus für die Konsolidierung künftiger Landeshaushalte, auch im Hinblick auf die ein-
tretende Erhöhung der Versorgungsausgaben, weitere Stelleneinsparungen zu be-
schließen. Hierzu wird darauf hingewiesen, dass die von den Gutachtern vorgeschlage-
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nen Maßnahmen zur Rationalisierung und zum Aufgabenabbau noch nicht voll umge-
setzt und die dort genannten Einsparpotenziale noch nicht ausgeschöpft sind (s. Über-
sicht 1).

Die Notwendigkeit für einen weiteren Stellenabbau ergibt sich auch dadurch, dass die
geplanten Aufwendungen für die Neuen Steuerungsinstrumente von bis zu 650 Mio. DM
zu einem beträchtlichen Teil durch die Einsparung von 3 500 Stellen finanziert werden
soll. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass nach der Gesamtkon-
zeption für die Einführung Neuer Steuerungsinstrumente u.a. 220 Stellen für Control-
lingaufgaben veranschlagt wurden. Für diese Stellen wurden kw-Vermerke ausgebracht,
die spätestens bis Ende 2009 zu vollziehen sind.

Vom Personalsektor ist nach Ansicht des RH ein wesentlicher Beitrag für die Konsolidie-
rung künftiger Landeshaushalte nur zu erreichen, wenn künftig auch die Schwerpunkt-
bereiche einbezogen werden. So geht der RH davon aus, dass die auf Grund des Rück-
gangs der Schülerzahlen für die Jahre 2007 bis 2009 ausgebrachten kw-Vermerke für
Lehrerstellen s.Z. auch vollzogen werden. Ebenso wird nach Abschluss der Reorganisa-
tion der Polizei sowie der Umsetzung des Technik-Zukunftsprogramms mit einem Inves-
titionsvolumen von rd. 680 Mio. DM der Polizeibereich in den Stellenabbau einzubezie-
hen sein.
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